
so habe ich gewisse Schwierigkeiten, weil ich nicht so lange dar­
an beteiligt war. Ich war z. B. im Unterschied zu anderen nicht 
früher im Wirtschaftsausschuß dieser Volkskammer und habe 
nicht die diesbezüglichen Einblicke. Aber wir geben uns ja Mü­
he, es aufzuhellen. Diese Fragen sind so wichtig, und die Ängste 
sind einfach vorhanden, daß Sie sich nicht länger vor den Ant­
worten drücken können. Das ist das ganze Problem und ich glau­
be, wir brauchen hier diese Klarheit.

Lassen Sie mich noch auf eine Sache hinweisen, die ich für 
sehr bedeutsam halte. Die Finanzierung im Staatshaushalt ist si­
cherlich äußerst kompliziert. Aber dazu braucht man meines 
Erachtens den Schutz des Binnenmarktes besonders dringend. 
Denn mit einer eingehenden oder in Konkurs gehenden Wirt­
schaft lassen sich die Einnahmen im Staatshaushalt auch nicht 
erzielen, sondern, im Gegenteil, sie werden sich weiter reduzie­
ren. Wenn man dagegen den Binnenmarkt so schützt, daß die Be­
triebe über eine Anpassungszeit die Chance zur Effektivitätsan­
gleichung bekommen und außerdem Importe mit Zöllen etc. be­
legt werden, damit die Einnahmen des Staatshaushaltes erhöht 
werden können, dann besteht auch die Chance der Finanzierung 
über den Staatshaushalt. Wenn ich auf alle diese Einnahmequel­
len verzichte, solche Gebühren oder Zölle nicht in Anspruch 
nehme, gleichzeitig zusehe, daß Betriebe eingehen, dann kann 
ich mich nicht hinterher darüber beklagen, daß der Staatshaus­
halt nicht über die entsprechenden Mittel verfügt.

Es kann ja sein, daß hier Maßnahmen der Regierung geplant 
sind. Ich kann nur sagen, dann müssen diese Maßnahmen be­
kanntgegeben werden, damit auch wieder mehr Ruhe in die Be­
triebe einzieht. Wenn sie jedoch nicht geplant wären, dann wäre 
das allerdings tatsächlich eine ziemliche Katastrophe für die 
Entwicklung der DDR-Wirtschaft und damit auch für die sozia­
len Möglichkeiten, die die Regierung hätte bzw. die in diesem 
Land dann überhaupt bestünden.

Gestatten Sie mir noch den letzten Hinweis, und der bezieht 
sich darauf, daß es natürlich in dem bekanntgegebenen Entwurf, 
muß ich jetzt wieder sagen, Formulierungen gibt, die auch ein 
bißchen demütigend sind. Man muß sich von der Bundesregie­
rung nicht vorschreiben lassen, welche Familienpolitik die Re­
gierung der DDR zu betreiben hat. Und man muß sich auch nicht 
einseitig nur einer bestimmten Doktrin beugen. Es gäbe auch 
Möglichkeiten, Forderungen geltend zu machen. Dabei könnte 
man sich z. B. auf Professor Biedenkopf von der CDU der BRD 
stützen, der ausgerechnet hat, welche Reparationsansprüche 
wir eigentlich geltend machen können. Und dann wären wir 
ganz allein in der Lage, alle diese Finanzen zu erbringen, ein­
schließlich der Sozialleistungen.

Es gibt keinen Grund, nur in gebückter Haltung solche Ver­
handlungen zu führen.

(Beifall, vor allem von der PDS)

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Ich bitte nunmehr den Vertreter der Regierung, den Parla­
mentarischen Staatssekretär Herrn Abgeordneten Dr. Günther 
Krause, das Wort zu nehmen.

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Günther Krause :

Frau Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Gysi, 
das ist nett, daß Sie mir den Einstieg erleichtert haben. Ich möch­
te Sie erstens darauf hinweisen, daß es noch keinen Vertragsent­
wurf gibt, und die nicht gebeugte Haltung unserer Regierung 
drückt sich darin aus, daß Expertengruppen beider Regierungen 
gegenwärtig in Gesprächen einen Vertragsentwurf vorbereiten.

Punkt Nummer zwei: Es sind zwischen den Regierungen noch 
keine Verhandlungen zum Vertragsentwurf, weil es den ja noch 
gar nicht gibt, realisiert worden.

(Zuruf: Was machen Sie denn da?)

Es werden Gespräche auf Staatssekretärsebene geführt.

(Unruhe im Saal)

Aber ich bitte Sie, müssen wir hier Nachhilfeunterricht in De­
mokratie üben?

(Gelächter bei PDS und Bündnis 90/Grüne - 
Beifall bei CDU/DA und DSU)

Und ich erinnere an einen Punkt Nummer drei.

(Unmutsäußerungen)

Sie können sich doch ans Mikrofon stellen, denn dann kann 
man das, was Sie zu sagen haben, vielleicht auch im Fernsehen 
besser verstehen, damit man weiß, wer hier etwas Ordentliches 
zu sagen hat.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU/DA und DSU - 
Poppe, Bündnis 90/Grüne: Es ist unerträglich,

Sie hier anzuhören!)

Punkt Nummer drei: Ich möche das noch einmal deutlich ma­
chen, und darauf haben wir hingewiesen: Die Verhandlungen in 
der Bundesrepublik Deutschland werden sowohl von der Bun­
desregierung als auch von den Ländern geführt, bei uns natür­
lich auch von der Regierung. Und gegenwärtig geht es in Ge­
sprächen darum, einen konsensfähigen Vertragsentwurf zwi­
schen zwei Regierungen auszuhandeln, der dann als Staatsver­
trag von beiden Regierungen verhandelt wird. Das als Nachhil­
feunterricht an dieser Stelle.

(Zuruf: Danke)

Bitte schön. Ich habe es gern gemacht. Ich mußte es machen, 
damit einige Dinge hier klargestellt werden.

(Zuruf: Wir brauchen keinen Oberlehrer!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der Regierungs­
erklärung vom 19. April 1990 wurde der Umfang des Schadens 
deutlich, den unser Land in der vierzigjährigen Machtherrschaft 
der SED übernommen hat.

Natürlich gestatte ich eine Zwischenfrage. Das belebt die par­
lamentarische Arbeit.

Platzeck (Bündnis 90/Grüne):

Herr Staatssekretär, glauben Sie nicht, daß wir Ihre Inhalte 
auch dann verstehen, wenn Sie Ihre Inhalte mit etwas weniger 
Arroganz vermitteln?

(Bravorufe und Beifall, 
vor allem bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Günther Krause :

Ich möchte bloß darauf hinweisen, daß Sie mir die Arbeit in 
den Gesprächen wesentlich hätten erleichtern können, hätten 
Sie nicht Ihre Weisheiten über die Presse ausposaunt, die nicht 
dem aktuellen Verhandlungsstand entsprochen haben. Das 
möchte ich Ihnen nur sagen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und DSU)

Ich fahre fort: In der in manchen Fragen durchaus kontrover­
sen Diskussion zu dieser Erklärung hat es im Blick auf die Tatsa­
che und die Schadensverursacher einen beachtlichen Konsens 
hier im Hohen Haus gegeben. Wir entsinnen uns an die Regie­
rungserklärung.

Welche Dimension hat das Verlustkonto unserer Gesellschaft 
erreicht? Es ist immer noch nicht möglich, mit umfassenden 
und zugleich differenzierenden Zahlen diesen Schaden in allen 
Bereichen unseres Gemeinwesens zu beziffern. Das Anliegen 
des Staatsvertrages zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozialuni­
on ist es, erstens diesen Schaden zu begrenzen, also den Schaden 
der Vergangenheit, und nicht etwa erst jetzt über den Ruin der 
Betriebe nachzudenken, der zukünftig kommt - wir haben fast
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